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A. Einleitung 
Das Beschlussmängelrecht von aktienrechtlichen Hauptversammlungsbe-

schlüssen ist immer wieder ein aktuelles Thema in Recht und Politik. Die 

Entwicklungen des GmbH- und Personengesellschaftsrechts ist im Ver-

gleich sehr viel unscheinbarer und werden allein durch die Rechtspre-

chung geprägt1. Das hohe politische, wirtschaftliche und rechtlichen Inte-

resse an Hauptversammlungsbeschlüssen kann durch Presseartikel, mit 

Zeilen wie „Zwei Kleinaktionärsgruppen von Porsche sind mit ihrer Kla-

ge gegen Hauptversammlungsbeschlüsse des Autobauers in zweiter In-

stanz gescheitert“2 verdeutlicht werden. 

Das Beschlussmängelrecht wurde gesetzgeberisch durch die große Re-

form von 1884 und das Aktiengesetz von 1965 geschaffen3 und hat somit 

schon lange Bestand. Seither sind Anfechtungs- und Nichtigkeitsklagen 

der Aktionäre wichtige Kontrollinstrumente des Aktienrechts. Aktionärs-

klagen, die nach den Hauptversammlungsbeschlüssen beim Gericht ein-

gehen, lassen die beschlossenen Strukturmaßnahmen oder andere Ent-

scheidungen mit erheblicher Tragweite durch das Gericht nochmals auf 

ihre Richtigkeit und Wirksamkeit hin überprüfen4.  

Allerdings wurden in letzter Zeit immer mehr missbräuchliche Anfech-

tungsklagen gestellt, um die Vollziehung der eintragungsbedürftigen Be-

schlüsse durch die vorübergehende Nichteintragung beim Registergericht 

zu vermeiden. Das Verhindern der Durchführung birgt erhebliche wirt-

schaftliche Einbußen für die Aktiengesellschaft, da kostspielige und wich-

tige Maßnahmen mangels Eintragung in der Schwebe stehen und nicht 

durchgeführt werden können. Um diese Blockaden, die meist 9 - 12 Mo-

nate dauern5, zu verhindern, wurden in der Vergangenheit häufig Gelder 

an die klagenden Aktionäre gezahlt. Diese nahmen daraufhin die erhobe-

nen Klagen zurück. Für die Gesellschaften ist die einmalige „Lästigkeits-

zahlung“ wirtschaftlich meist leichter zu tragen, als die lange Blockade 

                                                 
1 Schmidt, AG 2009, S. 248, 249. 
2 Handelsblatt, 17.11.2010, Porsche Aktionäre scheitern vor Gericht, 

http://www.handelsblatt.com/finanzen/recht-steuern/anleger-und-
verbraucherrecht/porsche-aktionaere-scheitern-vor-gericht/3641042.html, (Stand 
16.06.11). 

3 Schmidt, AG 2009, S. 248, 250.  
4 Waclawik, DStR, S. 2177, 2177.  
5 Baums/Keinath/Gajek, ZIP 2007, S. 1629, 1648 f.  
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der Eintragung. Vor diesem Hintergrund hat sich eine regelrechte „Be-

rufsklägerschaft“ entwickelt, die in den meisten Klagefällen in fast identi-

scher Besetzung beteiligt ist6. Das Ziel der Aktionäre ist nur die Zusatz-

zahlung, nicht die Geltendmachung von ehrlichen Mitgliedschaftsrechten. 

 

Um missbräuchliche Klagen zu verhindern, wurde 2005 durch das Gesetz 

zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts 

(UMAG) der Anfechtungsprozess im Aktienrecht neu geregelt. Durch die 

Einführung des Freigabeverfahrens gem. § 246 a AktG kann die Eintra-

gung der Hauptversammlungsbeschlüsse in das Handelsregister erleich-

tert werden. Das neue Freigabeverfahren dient somit der „Durchsetzung 

der Registereintragung bei Kapitalmaßnahmen und Unternehmensverträ-

gen“7. Gemäß § 246 a Abs. 1 AktG kann nun die Gesellschaft, gegen die 

Klage erhoben worden ist, beim Prozessgericht einen Antrag auf Eintra-

gung des Beschlusses stellen. Durch den Antrag soll das Verfahren be-

schleunigt und die Aktiengesellschaften finanziell entlastet werden. Al-

lerdings wurde durch das UMAG der Missbrauch nicht verringert, im 

Gegenteil hat sich die Anzahl der Klageerhebungen sogar gesteigert8. 

 

Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie (ARUG), 

welches am 01. September 2009 in Kraft getreten ist, wurde weiter ver-

sucht das Beschlussmängelrecht zu verbessern. Insgesamt enthält das 

ARUG eine Reihe wichtiger Änderungen für das Aktienrecht, wobei das 

Hauptaugenmerk der Reform darauf gerichtet war, die missbräuchlichen 

Anfechtungsklagen noch weiter zu verringern9. Durch die Einführung 

einer Interessenabwägungsformel und Verfahrensverkürzungen sollen die 

Missbrauchsmöglichkeiten weiter eingedämmt werden10.  

In dieser Arbeit wird zunächst in kurzer Form das Beschlussmängelrecht 

vorgestellt (B.). Anschließend werden die Neuerungen durch das ARUG 

erläutert (C.). Weiterhin wird begutachtet, welche Verbesserungen sie 

gebracht haben und welche Problematiken weiterhin vorhanden sind.  

                                                 
6 Vetter, AG 2008, S. 177, 178.  
7 Hüffer- Hüffer, § 246 a, Rn. 1.  
8 Waclawik, DStR, S. 2177, 2177. 
9 Verse, NZG 2009, S. 1127, 1127.  
10Gesetzesentwurf der Bundesregierung zum ARUG vom 21.01.2009, Drucksache 

16/11642, B, S. 2.  
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Es ist zu erwarten, dass durch die Änderungen des ARUGs noch nicht alle 

Problematiken des Beschlussmängelrechts gelöst wurden. Iin Folge des-

sen werden in dieser Arbeit weitere Reformüberlegungen vorgestellt und 

bewertet (D.).  

Abschließend soll eine Stellungnahme und ein Ausblick zu den noch zu 

reformierenden Problematiken gegeben werden (E.).  

B. Das Beschlussmängelrecht 
I. Grundlegende Konzeption 
Das Beschlussmängelrecht wird durch die Aktionäre ausgeformt; sie üben 

ihre Rechte gem. § 118 Abs. 1 AktG zum wesentlichen Teil in der Haupt-

versammlung aus. Die Hauptaufgabe der Aktionäre besteht in der Kon-

trolle der Hauptversammlungsbeschlüsse gem. § 119 AktG. Diese Kon-

trollen der Beschlüsse erfolgen durch Anfechtungs- und Nichtigkeitskla-

gen gem. §§ 241 ff. AktG11. Auch diese subjektiven Kontrollrechte der 

Aktionäre sind schon seit langer Zeit gesetzlich normiert12.  

Die Überprüfung durch Aktionärsklagen ist die wichtigste Kontrollmög-

lichkeit der Beschlüsse, obwohl der gefasste Hauptversammlungsbe-

schluss auch durch das eintragende Registergericht überprüft wird. Das 

Registergericht führt zwar bei den einzutragenden Beschlüssen eine 

Rechtmäßigkeitsprüfung durch und kann die Eintragung des Beschlusses 

auch verweigern13, allerdings haben erhobene Klagen schon eine Indiz-

wirkung, welche auch dem Registergericht nicht verborgen bleibt.  

Bei den Klagen wird zwischen der Nichtigkeitsklage gem. § 241 AktG 

und der Anfechtungsklage gem. § 246 AktG unterschieden. Allerdings hat 

der BGH 1997 klargestellt14, dass beide Klagenformen dasselbe Rechts-

schutzziel verfolgen und das Gericht den Klageantrag nach beiden Mög-

lichkeiten auslegen und überprüfen muss.  

Die Nichtigkeitsklage wird für besonders schwere Fehler des Beschlusses 

genutzt, welche in § 241 AktG abschließend aufgezählt werden. Die An-

fechtungsklage gem. § 246 AktG richtet sich gegen Verfahrensfehler, 

Inhaltsfehler und spezielle Anfechtungsgründe, die gesetzlich in §§ 251, 

254, 255, 257 AktG geregelt sind. Als Verfahrensfehler bezeichnet man 

                                                 
11 Wilhelm, Rn. 901.  
12 Butzke, O., II. 2., Rn. 5.  
13 Vgl. hierzu Saenger, § 15, Rn. 623.  
14 BGHZ 134, 364 (BGH Urteil II ZR 41/ 96, 17.02.1997). 
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alle Fehler, die im Ablauf der Hauptversammlung auftreten können, von 

der fehlerhaften Einberufung bis hin zur fehlerhaften Beschlussfeststel-

lung15. Dennoch müssen sich Verfahrensfehler kausal auf das Beschluss-

ergebnis ausgewirkt haben16, um zur Anfechtung zu berechtigen. 

Bei den Inhaltsfehlern wird geprüft, ob gegen gesetzliche Vorschriften 

oder andere Grundsatze des Aktienrechts durch die Beschlussfassung ver-

stoßen wurde. Allerdings hat die Überprüfung bei gesetzlich vorgezeich-

neten Regelungen eine andere Intensität als bei nicht gesetzlich geregelten 

Konstellationen17.  

II.  Entwicklung der Berufsklägerschaft 
Die oben aufgezeigten Klagemöglichkeiten gegen die Hauptversamm-

lungsbeschlüsse und die damit verbundene lange Verfahrensdauer haben 

sich zu einem Druckmittel für Berufskläger entwickelt. Als Berufskläger 

werden solche Aktionäre verstanden, die durch Klageerhebung oder des-

sen Androhung in grob eigennütziger Weise versuchen die Gesellschaft 

zu Leistungen an sich selbst zu bewegen, obwohl auf diese Leistungen 

kein Anspruch besteht18. Viele Hauptversammlungsbeschlüsse brauchen 

für ihre Wirksamkeit eine sog. Negativerklärung, mit welcher der Vor-

stand der anmeldenden Aktiengesellschaft erklärt, dass dem Beschluss 

keine Klage entgegensteht19. Liegt keine Negativerklärung vor, ist das 

Register gem. § 319 Abs. 5 S. 2 AktG, § 16 Abs. 2 S. 2 UmwG für die 

angemeldete Maßnahme gesperrt20. Anders hingegen ist die Lage im akti-

enrechtlichen Freigabeverfahren gem. § 246 a AktG, bei dem eine Nega-

tiverklärung nicht gefordert wird. Das Freigabeverfahren gilt aber nur für 

Maßnahmen der Kapitalbeschaffung, Kapitalherabsetzung oder einem 

Unternehmensvertrag21. Werden diese Maßnahmen durch Aktionäre an-

gefochten, so hat der Registerrichter ein Ermessen, ob er die Eintragung 

durchführt, zurückweist oder aussetzt22. Der Registerrichter wird die Ein-

tragung aber häufig nicht vornehmen, da durch diese der Hauptversamm-

lungsbeschluss vollzogen werden könnte, obwohl im Anfechtungsprozess 

                                                 
15 Butzke, O., III. 1. c. aa., Rn. 22.  
16 BGHZ 149, 158 ff. 
17 Butzke, O., III. 1. c. bb., Rn. 26. 
18 Schwintowski, DB 2007, S. 2695, 2695.  
19 Rubel, DB 2009, S. 2027, 2027.  
20 Rubel, DB 2009, S. 2027, 2027.  
21 Krafka/Willer/Kühn- Krafka/Kühn, Teil 1., Rn. 171b.  
22 Ebenroth/Boujong/Joost/Strohn – Schaub, HGB § 8, Rn. 164.  
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noch Entscheidungen ausstehen. Da der Registerrichter die Rechtmäßig-

keit des Beschlusses zu prüfen hat und über diese erst im Hauptsachever-

fahren endgültig entschieden wird, so ist  häufig das Hauptsacheverfahren 

abwarten, damit eine relativ sichere Eintragung vorgenommen werden 

kann. Mithin kommt einer erhobenen Klage auch hier eine faktische 

Sperrwirkung zu.  

Diese Sperrwirkung nutzen Berufskläger aus und setzen ihre Klage als 

Druckmittel ein. Die Gesellschaften sind an der schnellen Eintragung der 

Hauptversammlungsbeschlüsse interessiert, da die Blockade erhebliche 

finanzielle Nachteile schaffen kann. Dieser wirtschaftliche Druck zeigt 

Wirkung und in Folge dessen lassen sich Berufskläger die Rücknahme 

„zum Lästigkeitswert abkaufen23“, sodass sie auf diese Weise Sonderzah-

lungen gegenüber andern Aktionären erhalten24. Die Beträge sind häufig 

sechsstellig und stehen in keinem Verhältnis zum geringen Anteilsbesitz 

der Kläger25. Durch die Hemmung der Registereintragung werden Sanie-

rungen verzögert, Kapitalmaßnahmen ausgesetzt und Fusionen können 

nicht mehr effizient durchgeführt werden26. Festzustellen ist, dass ordent-

liche Sachkapitalerhöhungen in Deutschland sehr selten sind. Anstatt des-

sen werden häufig, wegen des geringeren Risikos, Kapitalerhöhungen mit 

genehmigtem Kapital durchgeführt27. Auch bei Unternehmensübernah-

men werden deutsche Gesellschaften durch die Sperrwirkung des Regis-

ters massiv benachteiligt, sodass Tendenzen für ein Abwandern der Un-

ternehmenszentralen in das Ausland zu erkennen sind28. 

Fraglich ist, in wie weit die Neuerungen durch das ARUG diesen Miss-

brauch eingedämmt haben und in welchem Umfang weiterer Reformbe-

darf besteht, da die erheblichen wirtschaftlichen Probleme für die Aktien-

gesellschaften zu verringern sind. 

                                                 
23 Lorenz/Pospiech, BB 2010, S. 2515, 2515.  
24 Goll/Schwörer, ZRP 2008, S. 245, 245; ausführlich dazu Goll/Schwörer, ZRP 2008, S. 

77. 
25 Baums/Keinath/Gajek, ZIP 2007, S. 1629, 1647.  
26 Niemeier, ZIP 2008, S. 1148, 1148. 
27 Vetter, AG 2008, S. 177, 179.  
28 Ebd., S. 179, 181.  
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C. Veränderungen des Beschlussmängelrechts 
durch das ARUG 
Durch das ARUG wurde das Freigabeverfahren überarbeitet, um den An-

stieg von missbräuchlichen Aktionärsklagen weiter einzudämmen29. An-

lass für das ARUG war die Richtlinie 2007/36/EG des Europäischen Par-

laments und Rates über die Ausübung von Aktionärsrechten in börsenori-

entierten Gesellschaften30.  

Aktiengesellschaften können nun einen Antrag auf Freigabe stellen bei 

Maßnahmen der Kapitalbeschaffung, Kapitalherabsetzung und Unter-

nehmensverträgen gem. § 246 a AktG, bei Eingliederungsmaßnahmen 

und dem „Squeeze out“ gem. § 319 Abs. 6 AktG31. Die Durchführung der 

Verschmelzung, Spaltung und dem Formwechsels wird durch § 16 Abs. 3 

UmwG ermöglicht32. Das Freigabeverfahren läuft unabhängig vom 

Hauptverfahren als Eilverfahren ab, ohne das Endurteil im Hauptprozess 

zu beeinflussen33. Im Folgenden werden die Neuerungen des ARUGs 

näher begutachtet. 

I. Überblick über die gesetzlichen Neuerungen 
Als wichtige Neuerungen können das Absenken der Freigabevorausset-

zungen und die Verfahrensbeschleunigung genannt werden34. Des Weit-

ren sollte das Freigabeverfahren beschleunigt werden indem die Oberlan-

desgerichte als einzige zulässige Instanz eingesetzt und zivilprozessrecht-

liche Neuerungen eingeführt wurden35. Durch ein neues Aktionärsquorum 

soll die Anzahl der potentiellen Kläger verringert werden und eine neue 

Interessenabwägungsformel konkretisiert die bestehenden Tatbestands-

voraussetzungen36. 

II.  Die Neuerungen im Einzelnen 
Im Folgenden werden die Neuerungen im Einzelnen detailliert vorgestellt 

und analysiert.  

                                                 
29 Verse, NZG 2009, S. 1127, 1127.  
30 Richtlinie 2007/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Ausübung 

der Rechte von Aktionären in börsennotierten Gesellschaften, veröffentlich in   ABl. 
EU Nr. L 184/17.  

31 Butzke, O., III. 4., Rn. 44.  
32 Ebd.  
33 Geßler/Käpplinger, § 246 a, Rn. 11a. 
34 Drinhausen/Keinath, BB 2009, S. 64, 65. 
35 Schall/Habbe/Wiegand, NJW 2010, S. 1789, 1789-1790.  
36 Koch/Wackerbeck, ZIP 2009, S. 1603, 1605, 1606. 
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1. Prozessuale Erleichterungen  
a) Gesetzliche Neuerung 
Für die Aktiengesellschaft wurden die prozessualen Möglichkeiten für 

den Freigabeantrag verbessert. Nun kann der Freigabeantrag „an den Pro-

zessbevollmächtigten des Hauptsacheverfahrens“ zugestellt werden, da 

die §§ 247, 82, 83 Abs. 1 und 84 ZPO Anwendung finden37. Durch Anga-

be von ausländischen Anschriften und die damit verbundene schwierige 

Zustellung wurde das gesamte Verfahren bisher verlangsamt38. Die ver-

einfachte Zustellungsmöglichkeit stellt sich den Verzögerungshandlungen 

der Aktionäre entgegen und verdeutlicht den Charakter als Eilverfahren39.  

Des Weiteren können die Aktiengesellschaften beim Landgericht Akten-

einsicht direkt nach dem Ablauf der Anfechtungsfrist des Hauptsachever-

fahrens erlangen40. Da die Zustellung der Anfechtungsklage gem. § 299 

Abs.1 ZPO nicht abgewartet werden muss41, kann das Freigabeverfahren 

auf diese Weise schneller eingeleitet werden, 

b) Vor- und Nachteile der prozessualen Neuerungen 
Die prozessualen Neuerungen sind erfreulich, da sie das Freigabeverfah-

ren beschleunigen. Den Aktionären wird mit der Verfahrensbeschleuni-

gung Druckpotenzial genommen, welches sie sonst durch Verzögerungs-

taktiken ausnutzen konnten.  

Allerdings können Aktionäre das Verfahren weiterhin verzögern. Ein 

Freigabeantrag kann nämlich noch nicht in zulässiger Weise gestellt wer-

den, wenn die Klage nicht ordnungsgemäß erhoben ist42. Eine Klage ist 

gem. §§ 246, 246 a AktG erst erhoben, wenn sie dem Gegner zugestellt 

wurde43. Indem der Aktionär die Gerichtskosten nicht einzahlt, kann er 

die Zustellung verzögern. Auf diese Weise verstößt der Kläger gegen die 

Anfechtungsfrist, allerdings ohne ihn benachteiligende Folgen hinnehmen 

zu müssen. Der Kläger kann nämlich nach den Vorgaben des § 167 ZPO 

einwenden, dass er den Streitwert nicht bestimmen konnte und deswegen 

die Aufforderung zur Einzahlung des Gerichtskostenvorschusses abwar-

                                                 
37 Rothley/Wessing, GWR 2009, 289669, Onlineausgabe.  
38Lorenz/Prospiech, BB 2010, S. 2515, 2517.; vgl. auch Begründung des Gesetzesent-

wurfs der Bundesregierung zum ARUG, Drucksache 16/11647, S. 28. 
39 Hüffer, AktG, § 246 a, Rn. 24.  
40 Stohlmeier, NZG 2010, S. 1011, 1012.  
41 Hüffer- Hüffer, § 246, Rn. 38 a.  
42 Stohlmeier, NZG 2010, S. 1011, 1012.  
43 BT Drucksache 15/ 5092, S. 27, linke Spalte.  
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ten wollte, da dieser gem. § 12 GKG nicht selbst berechnet werden muss. 

Erst wenn eine Aufforderung zur Einzahlung nach drei bis acht Wochen 

ausbleibt, ist der Kläger verpflichtet, sich beim Gericht über Kosten zu 

erkundigen44. Folglich kann es durch die Nichteinzahlung zu Verzöge-

rungen bei Klageerhebung kommen, mit denen das Freigabeverfahren 

blockiert werden könnte. Letztendlich führt dies dazu, dass selbst bei ei-

ner unbegründeten Klage, die das Mindestquorum nicht aufweist45, das 

Freigabeverfahren für ca. 3 Monate blockiert werden kann.  

Die neuen prozessualen Möglichkeiten können das Verfahren zwar be-

schleunigen, allerdings bleibt die eben aufgezeigte Blockademöglichkeit 

vorhanden. Dieses Problem könnte auf einfache Weise gelöst werden, 

indem man auf die Anhängigkeit der Klage als Voraussetzung für den 

Freigabeantrag46 abstellen würde, anstatt auf die Zustellung. Das ARUG 

hätte dieses Problem sinnvollerweise schon regeln können.  

2. Oberlandesgericht als einzige, zuständige Instanz 
a) Gesetzliche Neuerung 
Nach den Umsetzungen des ARUGs ist das Oberlandesgericht, in dessen 

Bezirk die Gesellschaft ihren Sitz hat, die einzige und zulässige Instanz 

im Freigabeverfahren gem. §§ 246 a Abs. 1 S. 3, 319 Abs. 6 S.7 AktG, § 

16 Abs. 3 S. 7 UmwG47.  

Wenn sich das Gericht für die Freigabe und die Eintragung ins Register 

entschieden hat, muss diese Entscheidung von allen Beteiligten akzeptiert 

werden, da gegen die Entscheidung kein Rechtsmittel eingelegt werden 

kann gem. §§ 246 a Abs. 3 S. 4, 319 Abs. 6 S. 9 AktG, 16 Abs. 3 S. 9 

UmwG. Das Oberlandesgericht darf die Zuständigkeit nicht auf einen 

Einzelrichter übertragen; die Entscheidung über die Freigabe muss in ei-

ner Kammer gefällt werden. Weiterhin hat das Gericht innerhalb von drei 

Monaten über den Antrag zu entscheiden48, was ebenfalls zur Beschleu-

nigung des Verfahrens beitragen soll.  

b) Verfassungsmäßigkeit 
Die Verkürzung auf eine Instanz müsste mit der Verfassung in Einklang 

stehen. Durch die Verkürzung könnte gegen das Recht auf einen gesetzli-

                                                 
44 Musielak- Wolst, § 167, Rn. 10.  
45 Stohlmeier, NZG 2010, S. 1011, 1012.  
46 Göz in Bürgers/Körber, § 246 a, Rn. 3.  
47 Verse, NZG 2009, S. 1127, 1128.  
48 Vgl. § 246 a Abs. 3 S. 6 AktG.  
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chen Richter verstoßen werden, da sich durch die Rechtshängigkeit im 

Hauptsacheverfahren eine Zuständigkeit beim Landgericht ergibt, die 

eigentlich nicht mehr entzogen werden darf49. Allerdings ist aus dem Ge-

setz in Art. 101 Abs. 2 S. 1 GG nur zu entnehmen, dass für den Rechts-

streit von vorneherein ein Gericht festgelegt werden muss. Da Hauptsa-

che- und Freigabeverfahren gerichtlich strikt von einander zu trennen 

sind, kann in der Instanzenverkürzung kein Grundrechtsverstoß gesehen 

werden50. Eine Garantie für mehrere Instanzen ist grundgesetzlich nicht 

vorgesehen51, folglich entspricht Verkürzung auf eine Instanz den verfas-

sungsrechtlichen Vorgaben.  

c) Vor- und Nachteile der Zuständigkeit des Oberlan-
desgerichts 
Positiv an der Instanzenverkürzung ist die Beschleunigung des Verfah-

rens, vorausgesetzt die Gerichte halten die 3-Monats-Frist ein52. Eine 

Fristeneinhaltung ist der Vergangenheit nicht immer gelungen, ursächlich 

hierfür war häufig die Komplexität der Fälle53. Die Verlegung zu den O-

berlandesgerichten ist auch nachvollziehbar, da die Einzelkammern der 

Landgerichte häufig mit der komplizierten Rechtsmaterie überfordert wa-

ren und die Oberlandesgerichte ohnehin im Revisionsverfahren erneut 

entscheiden mussten54. Die Oberlandsgerichte weisen somit - jedenfalls in 

der Theorie - die bessere Kompetenz für die diffizilen, aktienrechtlichen 

Entscheidungen auf. Zur Überprüfung der tatsächlichen Eignung des O-

berlandesgerichts hat der Rechtsauschuss empfohlen, dass das Bundesmi-

nisterium der Justiz bis Ende 2011 eine Untersuchung zur den tatsächli-

chen Verbesserungen durchführt55.  

Dennoch ist noch eine weitere Verbesserung möglich: durch eine Kon-

zentration bei einem einzigen Oberlandesgericht (oder auch mehreren 

Oberlandesgerichten) könnte die Einheitlichkeit der Rechtsprechung ge-

fördert werden. Da aber bereits 19 der 24 Oberlandesgerichte die Zustän-

                                                 
49 Saß/Ogorek, NZG 2010, S. 337, 337.  
50 Ebd. 
51 Siehe hierzu BVerfG, 30.05.2007 – 1 BvR 390/ 04, AG 2007, S. 544, 547. 
52 Verse, NZG 2009, S. 1127, 1127.  
53 Die 3 Monatsfrist konnte im Fall Bayer/Schering nicht eingehalten werden, ZIP 2009, 

1223.  
54 Vgl. hierzu Stellungnahme des Handelsrechtsausschusses des Deutschen Anwaltsver-

eins zum RegE des ARUG in NZG 2009, S. 96, 98.  
55 Beschlussempfehlung zur BT Drucksache 16/ 13908, S. 41, linke Spalte. 
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digkeit auf einen einzigen Senat übertragen haben56, wurde bereits hiermit 

ein erster Schritt für die einheitliche Rechtsprechung erreicht. 

Die Zuständigkeit für das Hauptsacheverfahren liegt nach den Änderun-

gen durch das ARUG immer noch bei den Landgerichten. Wegen der ho-

hen Rechtsmittelquote wäre es auch hier sinnvoll, die Eingangszuständig-

keit auf die Oberlandesgerichte zu verlegen57. Die einheitliche Zuständig-

keit würde den Arbeitsaufwand der Gerichte verringern. Außerdem 

scheinen die Oberlandesgerichte wegen der schwierigen Aktienrechtsma-

terie auch für das Hauptsacheverfahren besser geeignet zu sein58. Nicht 

desto trotz kann die Instanzenverkürzung als positive Neuerung des A-

RUGs gewertet werden.  

 

Problematischer zu beurteilen ist die feste Bestandskraft der Freigabebe-

schlüsse. Eine unwiderlegbare Entscheidung ist nur in den seltensten Fäl-

len im Recht zu finden. Durch die feste Bestandskraft wird das materielle 

Anfechtungsrecht auf „verschleiernde Weise“ eingegrenzt und be-

schränkt59. Sehr zutreffend bezeichnete das Landgericht Wiesbaden diese 

Entscheidung als „vorläufig vollstreckbares Todesurteil“ 60. Der Kläger 

kann zwar nach dem Freigabebeschluss weiter im Hauptsacheverfahren 

versuchen seine Klage durchzusetzen, allerdings ist seine Möglichkeit auf 

die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen begrenzt. Durch 

Schadensersatzansprüche kann aber nicht immer ein angemessener Aus-

gleich für die Rechtsverletzung erlangt werden. Verstöße gegen die Ein-

berufungsvorschriften, Berichts- und Informationspflichten führen häufig 

zu keinem unmittelbaren und ersatzfähigen Schaden des einzelnen Aktio-

närs61. Da kein direkter Schaden entsteht, ist auch keine ersatzfähige Posi-

tion vorhanden, die ausgeglichen werden muss. Der Schadensersatzan-

spruch des Aktionärs läuft somit „ins Leere“. Außerdem wird der Scha-

densersatz gem. § 246 a Abs. 4 AktG aus Gesellschaftsmitteln bezahlt62, 

sodass die Aktionäre letztendlich „ihren Schadenersatz“ selbst mitbezah-

                                                 
56 Stohlmeier, NZG 2010, S. 1011, 1011.  
57 Koch/Wackerbeck, ZIP 2009, S. 1603, 1605.  
58 Ebd.  
59 Noack, DB 2011, S. 2657, 2659.  
60 LG Wiesbaden AG 1997, S. 245, 275 in DB 1997, 671; Hirte in FS für Mielicke, S. 

201, 205.  
61 Baums/Drinhausen, ZIP 2008, S. 145, 149.  
62 Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 207.  
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len. Ferner steht der Schadensersatzanspruch nur den klagenden Aktionä-

ren zu, obwohl auch die nicht klagenden Aktionäre in ihren Rechten ver-

letzt sein können63. 

Letztendlich kann gesagt werden, dass der Schadensersatz nicht in allen 

Fällen geeignet ist, den Schaden des Klägers auszugleichen. Dieses Prob-

lem sollte in weiteren Reformen behoben werden.  

3. Bagatellquorum 
a) Gesetzliche Neuerung 
Durch das ARUG wurde mit § 246 a Abs. 2 Nr. 2 AktG ein sog. Baga-

tellquorum eingeführt64. Hiernach sind nur Aktionäre, die einen anteiligen 

Betrag von mindestens 1.000 € halten, zur Verhinderung des Freigabebe-

schlusses berechtigt. Kann dieser Anteilsbesitz von den klagenden Aktio-

nären nicht innerhalb einer Woche nach Zustellung des Freigabeantrags65 

nachgewiesen werden, so wird der Beschluss freigegeben, ohne das eine 

weitere Prüfung der Begründetheit oder der Schwere der Rechtsverlet-

zung erfolgt66.  

b) Verfassungsmäßigkeit 
Durch die Einführung des Quorums können nur noch Aktionäre mit dem 

geforderten Anteilsbesitz die Freigabe verhindern, sodass die Verfas-

sungsmäßigkeit zu hinterfragen ist. Das Quorum könnte für die „Kleinak-

tionäre“ ein Verstoß gegen die Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 GG 

darstellen. Grundsätzlich wird das Aktieneigentum vom Eigentumsschutz 

mit umfasst, allerdings wird den gering beteiligten Aktionären meist nur 

ein reines Investmentinteresse unterstellt67. Das Quorum kann somit als 

eine zulässige Inhalts- und Schrankenbestimmung im Sinne des Art. 14 

Abs. 1 S. 2 GG gewertet werden68. Die Investmentaktionäre mit geringen 

Beteiligungen sollen wesentliche Strukturänderungen nicht blockieren 

können und ihre Beteiligung bekommt durch die weiterhin bestehende 

Schadensersatzmöglichkeit und Abfindungsüberprüfungen im Spruchver-

                                                 
63 Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 207. 
64 Gesetzesentwurf der Bundesregierung zum ARUG vom 21.01.2009, Drucksache 

16/11642, B, S. 64.  
65 Grobecker, NZG 2010, S. 165, 170.  
66 Schall/Habbe/Wiegand, NJW 2010, S. 1789, 1791.  
67 Lorenz/Pospiech, BB 2010, S. 2515, 2517; Vgl. BVerfG 30.05.2007 – BvR 390/04; 

OlG Frankfurt 16.02.2007 – 5 W 43/ 06. 
68 Nikoleyczik/Butenschön, NZG 2010, S. 218, 218.  



 12 

fahren Schutz69. Das Bagatellquorum entspricht somit den verfassungs-

rechtlichen Vorgaben.  

c) Anteiliger Nennbetrag des Grundkapitals 
Nicht eindeutig geklärt wird durch den neuen Gesetzeswortlaut des § 246 

a Abs. 2 Nr. 2 AktG, auf welche Bezugsgröße sich der anteilige Nennbe-

trag in Höhe von 1.000 € bezieht. Dennoch sind sich Rechtsprechung70 

und Literatur71 einig, dass nur der anteilige Betrag des gesellschaftlichen 

Grundkapitals für die Berechnung maßgeblich sein kann, nicht der antei-

lige Börsenwert. Dies folgt aus den Überlegungen, dass nur der Anteil am 

Grundkapital stichtagsgenau festgestellt werden kann, während der Bör-

senkurs regelmäßig von Kursschwankungen beeinflusst wird auch nicht 

alle Aktiengesellschaften börsennotiert sind72.  

d) Kein Zusammenschluss der Anteile von verschiede-
nen Aktionären  
Weiterhin ist fraglich, ob der Anteilsbesitz von Aktionären zusammenge-

rechnet werden darf, um den Anteil von 1.000 € am Grundkapital zu er-

reichen. Zwar stehen dem Zusammenschluss der Anteile keine gesetzli-

chen Regelungen gegenüber, allerdings würde durch diese Möglichkeit 

die gesetzliche Intention der Quorumsregelung komplett umgangen wer-

den73. Generell soll durch das ARUG verhindert werden, dass sich ein-

fach immer mehr Aktionäre „der Leichtigkeit halber“ schon bestehenden 

Klagen anschließen74. Ein kumulativer Zusammenschluss der Aktionäre 

ist demnach für das Freigabeverfahren zu verneinen. 

e) Vor- und Nachteile des Bagatellquorums 
Zu analysieren ist, ob die Einführung des Bagatellquorums für das Be-

schlussmängelrecht als vorteilhaft erachtet werden kann.  

Die oben vorgestellten möglichen Probleme der Verfassungsmäßigkeit, 

der Anteilsbesitz am Grundkapital und die Kumulation verschiedener 

Anteile sind nicht als wesentliche Nachteile des Bagatellquorums anzuse-

hen, da sie durch Auslegung und Rechtsprechung behoben werden. 

                                                 
69 Nikoleyczik/Butenschön, NZG 2010, S. 218, 219.  
70 OLG Stuttgart 19.10.2009 – 20 AR (Freig) 1/09 in AG 2010, S. 89, 90; OLG Ham-

burg 11.12.2009 – 11 AR 2/09 in AG 2010, S. 214, 214.  
71 Kläsener/Wasse, AG 2010, S. 202, 203.  
72 Ebd.; vgl. auch BT Drucksache 16/ 13098, 41 f.  
73 Lorenz/Pospiech, BB 2010, S. 2515, 2517.  
74 Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses, BT Drucksache 16/13098, 

S. 41. 
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Als Nachteil ist aber der Einschnitt in die Mitgliedschaftsrechte der Akti-

onäre zu werten. Die redlichen Aktionäre mit geringen Anteilen werden 

auf die Maxime „dulde und liquidiere“ verwiesen75, da sie die möglichen 

Rechtsverletzungen nur noch durch Schadensersatzansprüche ausgleichen 

können76. Diese Ansprüche bringen nicht immer angemessenen Scha-

densausgleich. Mithin ist dies ein Problem, welches nicht mit dem 

Grundgedanken des Beschlussmängelrechts vereinbar ist.  

Die hohen Voraussetzungen können sich aber vorteilhaft gegenüber den 

missbräuchlichen Aktionären auswirken, da diese häufig nur kleine Betei-

ligungen an der Gesellschaft besitzen77, um die Aktionärseigenschaft als 

Klagevoraussetzung zu erlangen. Allerdings ist es wahrscheinlich, dass 

die professionellen Kläger ihre Anteile der geforderten Höhe anpassen78. 

Dies kann auf die Weise geschehen, dass sich durch die zu erzielende 

„Lästigkeitsforderung“ ein erhöhter Anteilserwerb noch als rentabel er-

weist. Eine andere Möglichkeit ist die Zusammenführung der Anteile, 

beispielweise durch Einbringung der Aktien in eine Gesellschaft oder 

Wertpapierleihe79. Wahrscheinlich sind auch noch andere „Umgehungs-

methoden“ denkbar, um das geforderte Quorum zu erreichen. Die Umge-

hung des Bagatellquorums erscheint nahe liegender als dessen „Abhal-

tungseffekt“.  

Fraglich ist deshalb, ob die gravierende Beschneidung der Aktionärsrech-

te von Minderheitsgesellschaftern wirklich gerechtfertigt ist. Traditionell 

gilt der Aktionär schon seit längerer Zeit als Hüter des Aktienrechts, er 

verteidigt wie ein „Polizist“ die Interessen der Mitaktionäre80. Allerdings 

hat sich dieses traditionelle Leitbild in der heutigen Zeit verändert. Schon 

2007 sagte Justizministerin Zypries, dass sich das Idealbild der Aktionäre 

verändert hat und eine Gruppe klagender Kleinaktionäre entstanden ist, 

denen es bei ihren Klagen nicht um „das Gemeinsame“ geht81. Dieser 

Eindruck wird verstärkt durch das Bild, dass einzelne Aktionäre durch 

                                                 
75 Grundsatz geht zurück auf Art. 75 des Preußischen Allgemeinen Landrechts; Hirte in 

FS für Meilicke, S. 201, 206.  
76 Verse, NZG 2009, S. 1127, 1129, 
77 vgl. hierzu Baums/Keinath/Gajek, ZIP 2007, S. 1629 ff.  
78 Hirte in FS für Meilicke, S. 201, 206.  
79 Vetter, AG 2008, S. 177, 186. 
80 Flechtheim in FS für Zitelmann, 1913, S. 1, 5.  
81 Seibert, NZG 2007, S. 841, 845 zitierte Justizministerin Zypries auf der Corporate-

Governance-Kodex-Konferenz am 5.7.2007 in Berlin.  
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ihre Fragen Hauptversammlungen in endlose Längen ziehen und durch 

ihre Klagen Beschlüsse zu verhindern versuchen, die die anderen Aktio-

näre gewollt haben82. Es wäre besser, Aktionären nur dann ein Klagerecht 

einzuräumen, wenn andere Aktionäre die gemeinsamen Interessen auch 

vertreten, wie dies beispielweise Aktionärsvereinigungen tun83.  

Abschließend kann nicht sicher gesagt werden, ob ein Bagatellquorum die 

Missbräuche wirklich eindämmen kann. Allerdings stellt es erstmal ein 

Hindernis dar. Trotzdem sollten die Rechte von redlichen Aktionären 

nicht zu weit beschnitten werden. Zwar steht den Minderheitsaktionären 

noch Individualrechtsschutz durch eine Unterlassungsklage oder nach-

träglichen Schadensersatz zu84, jedoch kann nicht von vornherein ange-

nommen werden, dass alle Kläger nur finanziellen Ausgleich erzielen 

wollen. Vielleicht sind einige Aktionäre auch daran interessiert, die 

Rechtswidrigkeit des Handelns vom Vorstand oder vom Aufsichtsrat fest-

stellen zu lassen. Des Weiteren ermöglicht der Schadensersatzanspruch 

nicht immer einen angemessenen Ausgleich für die Aktionäre85.  

Die Einführung eines Quorums könnte mehr befürwortet werden, wenn 

die Interessen der Minderheitsaktionäre auf andere Weise genügend 

Schutz erhalten würden.  

4. Verschärfung der Interessenabwägungsklausel 
a) Gesetzliche Neuerung 
Durch das ARUG wurde die Interessenabwägungsklausel des § 246 a 

Abs. 2 Nr. 3 AktG geändert. Hiernach ist die Freigabe zu gewähren, wenn 

„das alsbaldige Wirksamwerden des Hauptversammlungsbeschlusses vor-

rangig erscheint, weil die vom Antragssteller dargelegten Nachteile für 

die Gesellschaft und ihre Aktionäre nach freier Überzeugung des Gerichts 

die Nachteile für den Antragsgegner überwiegen, es sei denn, es liegt eine 

besondere Schwere de Rechtsverstoßes vor.“ Die Freigabeklausel ist erst 

anzuwenden, wenn § 246 Abs. 2 Nr. 1 und 2 AktG abgelehnt wurden. Die 

Klausel lässt sich in zwei Bestandteile untergliedern, wobei zuerst das 

Überwiegen der gesellschaftlichen Interessen festzustellen und danach, in 

                                                 
82 Grunewald, NZG 2009, S. 967, 968.  
83 Vetter, AG 2008, S. 177, 185.  
84 Ebd., S. 189.  
85 Siehe oben C. II. 2. c.  
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einem zweiten Schritt, das Vorliegen eines besonders schweren Rechts-

verstoßes zu prüfen ist86.  

aa) Die Interessenabwägung 
Bei der Interessenabwägung müssen alle durch die eingelegte Klage be-

rührten rechtlichen und wirtschaftlichen Interessen miteinander abgewo-

gen werden. Insbesondere sind die möglichen Schäden und Nachteile der 

Nichteintragung für die Gesellschaft mit den möglichen Schäden des Klä-

gers zu vergleichen87. Auf Seiten der Gesellschaft sind hier vor allem 

wirtschaftliche Nachteile, wie die Insolvenzgefahr, die Kosten für die 

Wiederholung der Hauptversammlung, Verunsicherung von Geschäfts-

partnern, Reputationsverlust und die Vereitelung von Geschäftschancen 

zu berücksichtigen88. Hingegen ist auf Seiten des Aktionärs die geltend 

gemachte Rechtsverletzung entscheidend, nicht dessen Anteilshöhe89.  

bb) Die besondere Schwere des Rechtsverstoßes 
Das Nichtvorliegen einer besonderen Schwere des Rechtsverstoßes lässt 

in der Regel das Vollzugsinteresse der Gesellschaft überwiegen90. Ein 

Rechtsverstoß hat eine besondere Schwere, wenn er die Rechte des Akti-

onärs massiv verletzt und der Bestand des Hauptversammlungsbeschlus-

ses für den Aktionär schlichtweg unerträglich wäre. Der Gesetzgeber hat 

auf einen Katalog der schwerwiegenden Rechtsverstöße verzichtet. Um 

den Rechtsverstoß festzustellen, sollen die konkrete Norm und deren Um-

fang im Einzelfall entscheidend sein91. Als Beispiele für einen schweren 

Rechtsverstoß können die Beschlussfassung in einer „Geheimversamm-

lung“, Verstöße gegen das Gleichbehandlungsgebot, Treuepflichtverlet-

zungen, Individualrechtsverletzungen (beispielweise das Herabsetzen des 

Stammkapitals auf unter 50.000 €) und das Fehlen einer notariellen Beur-

kundung bei einer börsennotierten Gesellschaft genant werden92. Hinge-

gen begründet nicht jeder Einberufungsmangel einen besonders schweren 

Rechtsverstoß93. Beachtenswert ist auch, dass bei Beschlussnichtigkeit 

                                                 
86 Lorenz/Pospiech, BB 2010, S. 2515, 2519.  
87 Rubel, DB 2009, S. 2027, 2030.  
88 Schall/ Habbe/Wiegand, NJW 2010, S. 1789, 1790.  
89 Ebd.  
90 Rubel, DB 2009, S. 2027, 2029.  
91 Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses zur BT Drucksache 

16/13098, S. 42, linke Spalte.  
92 Ebd. 
93 Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses zur BT Drucksache 

16/13098, S. 42, linke Spalte. 
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nicht automatisch eine besondere Schwere angenommen werden kann94, 

folglich ist eine Freigabe eines nichtigen Beschlusses somit nicht verbo-

ten.  

b) Vor- und Nachteile der Interessenabwägungsformel 
Auch die Interessenabwägungsformel ist auf ihre Vor- und Nachteile hin 

zu untersuchen. 

Das ARUG hat die materiellen Anfechtungsvoraussetzungen nicht verän-

dert, trotzdem kann die Interessenabwägungsformel, wie auch die Einfüh-

rung des Bagatellquorums, als „substanzieller Eingriff in das materielle 

Anfechtungsrecht“ gewertet werden95.  

Die neue Regelung liefert keine generellen materiellen Voraussetzun-

gen96, sie basiert einzig und allein auf den Erwägungen des Gerichts. Das 

materielle Anfechtungsrecht wird in einem „undurchsichtigen Weg“ be-

schnitten. Es erscheint vorzugswürdiger, das Anfechtungsrecht offen auf 

besonders schwere Beschlussmängel zu begrenzen und die Rechtsverstö-

ße mit konkreten Sanktionen zu ahnden97.  

Als vorteilhaft an der neuen Regelung ist aber die „Ausgliederung“ der 

besonderen schwere des Rechtsverstoßes aus der Abwägungsklausel98 

anzusehen. Liegt ein besonders schwerer Rechtsverstoß vor, so darf keine 

Freigabe erfolgen. Nur die übrigen Abwägungen liegen somit im Beurtei-

lungsspielraum des Gerichts. Da die besonders schweren Rechtsverstöße 

aber nicht konkret festgelegt wurden, sondern erst durch verschiedene 

Rechtsprechungen genauer definiert werden, bleibt ein Unsicherheitsfak-

tor erhalten.  

Beim Freigabeverfahren als Eilverfahren treffen Gerichte nur eine Abwä-

gungsentscheidung, es wird keine Rechtmäßigkeitskontrolle, wie sie im 

Hauptsachverfahren erfolgt, durchgeführt99. Dementsprechend erscheint 

es unverhältnismäßig, dass die Abwägungsentscheidung mehr Wirkung 

hat als die richtige Rechtmäßigkeitskontrolle. Den Aktionären bleibt zwar 

noch ihr Schadensersatzanspruch nach dem Freigabebeschluss erhalten, 

                                                 
94 Florstedt, AG 2009, S. 465, 471.  
95 Noack, NZG 2008, S. 441, 446.  
96 Ebd.  
97 Verse, NZG 2009, S. 1127, 1130.  
98 Rubel, DB 2009, S. 2027, 2031.  
99 Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 210.  
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dieser kann aber nicht immer den Schaden ausgleichen100. Folglich beste-

hen gegenüber der Angemessenheit der Bestandskraft erhebliche Zweifel.  

Als weiterer Kritikpunkt kann angeführt werden, dass regelmäßig die 

wirtschaftlichen Interessen der Gesellschaft überwiegen werden, da nur 

die Interessen des Klägers berücksichtigt werden, anstatt die Interessen 

aller Aktionäre101. Es liegt in der Natur der Sache, dass die Interessen 

eines einzelnen Aktionärs denen der „großen“ Aktiengesellschaft unter-

liegen. Einige vertreten hierzu sogar, dass die Möglichkeit einer Schaden-

kompensation durch Geldzahlungen die Hemmung der Registereintra-

gung von vorneherein ausschließt.102 Auch wenn man diese Meinung 

nicht teilt, wird hierdurch gezeigt, wie viel Vorrang die gesellschaftlichen 

Interessen genießen. 

Da jeder Aktionär gem. § 243 Abs. 2 S. 2 AktG anfechtungsbefugt ist, 

müssten gerechter Weise die Interessen aller Aktionäre im Freigabever-

fahren Berücksichtigung finden103. Problematisch ist auch, dass der Frei-

gabeantrag von der Gesellschaft jederzeit gestellt werden kann, also mög-

licherweise auch erst dann, wenn „die Anfechtungsklage gute Erfolgsaus-

sichten in der Hauptsache hat104. Die Aktiengesellschaften werden damit 

deutlich gegenüber den Aktionären bevorzugt, die sich bei der Anfech-

tungsklage an strenge Fristen halten müssen.  

 

Abschließend kann gesagt werden, dass die Abwägungsklausel durch das 

ARUG konkreter und greifbarer geworden ist. Allerdings wird häufig das 

Vollzugsinteresse der Gesellschaft überwiegen, sodass weiterhin die Fra-

ge bleibt, das materielle Anfechtungsrecht direkt zu verändern.  

III.  Zusammenfassende Analyse der Verbesserun-
gen durch das ARUG 
Die Verbesserungen, die das ARUG für das Beschlussmängelrecht ge-

schaffen hat, sollen kurz zusammengefasst werden.  

Eine deutliche Verfahrensbeschleunigung wird durch die Zuständigkeit 

des Oberlandesgerichts erreicht. Da die „räuberischen Aktionäre“ die ver-

                                                 
100 Siehe oben unter C. II., 2. c. 
101 Vgl. hierzu Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 211.  
102 Vgl. hierzu Faßbender, AG 2006, S. 872, 879.  
103 Zöllner in FS für Westermann, S. 1631, 1644. 
104 Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 211.  
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schiedenen Instanzen nicht mehr zur Verzögerung benutzen können, ver-

ringert sich das damit verbundene Druckpotential. Vorausgesetzt, die Ge-

richte entscheiden innerhalb der drei Monats Frist105. Die Zuständigkeit 

der Oberlandesgerichte scheint auch wegen ihrer höherwertigen Kompe-

tenzen, vor allem im Vergleich zu einer Handelskammer mit nur einem 

Berufsrichter106, als Verbesserung.  

Allerdings ist zu erwarten, dass die Neuerungen des ARUGs den Miss-

brauch nicht erheblich eindämmen werden107, da die eingeführten Maß-

nahmen eher punktuell anstatt übergreifend sind. 

Durch die Interessenabwägungsklausel werden die Freigabevoraussetzun-

gen zu Gunsten der Gesellschaft abgesenkt108. Einerseits nimmt dies den 

Berufsklägern einige ihrer Anfechtungsmöglichkeiten. Die redlichen Ak-

tionäre werden dadurch in ihren Rechten beschnitten. Da aber Möglich-

keiten bestehen, um die Quorumsregelung zu umgehen, ist fraglich, wie 

viel Missbrauchseindämmung hierdurch wirklich zu erwarten ist. Durch 

Anteilspoolung oder kurzfristigen Zukauf kann die Quorumsregelung 

umgangen werden109, sodass die hierfür durchgeführte Beschneidung der 

Minderheitsrechte wohl in keinem angemessenen Verhältnis steht. 

Insgesamt bleibt abzuwarten, wie sehr die „räuberischen Aktionäre“ tat-

sächlich am Missbrauch gehindert werden. Bei großen Erfolgen wäre die 

Einschränkung der Aktionärsrechte hinnehmbar. Des Weiteren sind Ent-

scheidungen der Gerichte zur besonderen Schwere des Rechtsverstoßes 

abzuwarten110, um die Effektivität der Interessenabwägungsformel ab-

schließend beurteilen zu können.  

Außerdem ist die uneingeschränkte Bestandskraft der Freigabeentschei-

dung zu hinterfragen. Ihr kommt hohe Bedeutung zu, obwohl sie bei Ka-

pitalveränderungen und Unternehmensverträgen nicht unbedingt erforder-

lich ist111. Die Rückgängigmachung ist bei diesen Maßnahmen möglich 

im Gegensatz zu der schwierigen Rückabwicklung von Umwandlungsver-

                                                 
105 Vgl. hierzu Verse, NZG 2009, S. 1127, 1131.  
106 Baums, BB 2007, S. 2525, 2525.  
107 Vgl. hierzu Verse, NZG 2009, S. 1127, 1131.  
108Lorenz/Pospiech, BB 2010, S. 2515, 2522.  
109 Koch/Wackerbeck, ZIP 2009, S. 1603, 1607.  
110 Vgl. hierzu Koch/Wackerbeck, ZIP 2009, S. 1603, 1607.  
111 Zöllner in FS für Westermann, S. 1631, 1647.  
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trägen112. Die schwerwiegende Rechtsfolge der festen Bestandskraft ist 

nicht in allen Fällen gerechtfertigt, da nicht alle Maßnahmen unwiderleg-

bar sind.  

Die Neuerungen des ARUGs sind vor dem Hintergrund das „aktuellen 

rechtspolitischen Geschehens verständlich“, entsprechen aber nicht den 

allgemeinen Vorgaben von Gesetzgebung und dem Minderheiten-

schutz113. 

 

Abschließend ist das ARUG eher als „Zwischenetappe“ zur wirklichen 

Reform des Beschlussmängelrechts zu bewerten, da viele Probleme durch 

das ARUG noch nicht gelöst wurden. Bestrebungen für eine neue Reform 

wurden schon bekundet114, die Umsetzung muss allerdings noch erfolgen, 

um den Missbrauch entschieden entgegen zu treten. Das ARUG stellt aber 

einen Fortschritt zum UMAG dar115 und verdeutlicht, dass die Problema-

tiken erkannt wurden. Dennoch ist eine erneute Reform erforderlich, um 

die Probleme abschließend zu lösen. 

Es gibt viele Ideen und Vorschläge zur Verbesserung und Lösung der 

Problematiken des Beschlussmängelrechts, die im nächsten Abschnitt der 

Arbeit vorgestellt werden sollen.  

D. Reformüberlegungen für das Beschluss-
mängelrecht  
Es werden verschiedene und unterschiedlich tiefgreifende Überlegungen 

zur Verbesserung des Beschlussmängelrechts aufgestellt. Die wichtigsten 

und sinnvollsten Reformüberlegungen sollen im folgenden Abschnitt der 

Arbeit vorgestellt werden, wobei die Punkte VIII. und IX. die größten und 

umfassendsten Überlegungen behandeln.  

I. Strafverfolgung und Geltendmachung von 
Schadensersatzansprüchen gegenüber missbräuch-
lichen Klägern  
Die Berufskläger könnten durch strafrechtliche Sanktionen und zivilrecht-

liche Schadensersatzansprüche der Gesellschaft von der missbräuchlichen 

                                                 
112 Zöllner in FS für Westermann, S. 1631, 1634.  
113 Schmidt, AG 2009, S. 248, 258.  
114 Rechtsausschuss, Bundestags Drucksache 16/ 13098, S. 52.  
115 Vgl. hierzu Rothley/Wessing, GWR 2009, 289669 Onlineausgabe = GWR 2009, 

S.312.  
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Klageerhebung abgehalten werden. Würde sich das Risiko einer bevor-

stehenden subjektiven Strafe und einer Schadensersatzzahlung mit siche-

rer Wahrscheinlichkeit an das Erheben einer missbräuchlichen Klage an-

schließen, so würden diese Sanktionen den Missbrauch risikoreicher wer-

den lassen.  

Momentan ist die sittenwidrige Schädigung gem. § 826 BGB als Sankti-

onsformat anerkannt. Die Sittenwidrigkeit des klägerischen Handelns 

liegt vor, wenn die Relation des geeigneten Mittels zum angestrebten 

Zweck nicht stimmt und somit die eingeräumte Position auf missbräuchli-

che Weise verletzt wird116. Die ist der Fall, wenn die Aktionärsrechte be-

wusst dazu genutzt werden, um eine „Lästigkeitszahlung“ zu erhalten, 

indem man der Gesellschaft gegenüber schon den Wert der Klagerück-

nahme bekannt gibt.  

Um den missbräuchlichen Klägern entgegenzutreten werden momentan, 

aber nur als ultima ratio, die Straftatbestände des Betrugs (§ 263 ff StGB), 

der Erpressung (§ 253 StGB) und der Nötigung (§ 240 StGB) benutzt.117 

Die Voraussetzungen für diese Straftatbestände sind hoch, sodass sie nur 

in Einzelfällen angenommen werden können. Dennoch besteht hier Poten-

tial, durch niedrigere Strafanforderungen, neue spezielle Tatbestände so-

wie Mithilfe der Aktiengesellschaften und der Strafermittlungsbehörden 

Sanktionen für die „räuberischen Aktionäre“ zu schaffen. 

Denkbar wäre auch eine Modifikation des § 117 AktG, welcher eine 

Schadensersatzpflicht des Aktionärs begründet, wenn dieser vorsätzlich 

den Vorstand, Aufsichtrat, einen Prokuristen oder Handlungsbevollmäch-

tigen dazu bestimmt einen Schaden für die Gesellschaft herbei zu führen. 

Möglich wäre eine Modifikation dahingehend, dass auch die Zufügung 

des gesellschaftlichen Schadens sanktioniert wird. Der Schaden könnte in 

der Blockade des eintragungspflichtigen Hauptversammlungsbeschlusses 

zu sehen sein, welcher wirtschaftliche Nachteile für die Aktiengesell-

schaft mit sich bringen kann. 

Strengere Strafverfolgung und Geltendmachung von Schadensersatzan-

sprüchen würden die „räuberischen Aktionäre“ persönlich treffen. Eine 

solche Sanktion würde aber erst nach der schon erhobenen Klage erfol-

                                                 
116 LG Frankfurt am Main, 02.10.07, 3-05 O 177/07, S. 9, in AG 2007, S. 824.  
117 Thaeter/ Guski, AG 2007, S. 301, 307. 
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gen. Die wirtschaftliche Behinderung der Gesellschaft wird nicht von 

vornherein verhindert. Sinnvoller erscheint es deswegen, das Klagege-

werbe schon bei der Erhebung der Klage einzuschränken. Eine strafrecht-

liche Sanktion und die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen 

sollte nur ergänzend genutzt werden.  

II.  Präventive, staatliche Kontrolle 
Die Überprüfung des Beschlussmängelrechts könnte auch durch eine 

staatliche Institution erfolgen, anstatt durch die Kontrollrechte der Aktio-

näre. Dies könnte auf die Weise erfolgen, dass eine staatliche Stelle vorab 

prüft, ob eine von der Gesellschaft vorgeschlagene Maßnahme auch wirk-

lich rechtmäßig ist118. Wenn dies vorher kontrolliert wird, könnte auf eine 

nachträgliche Kontrolle durch eine Anfechtungsklage verzichtet werden. 

Im Gesellschaftsrecht wird so eine Kontrollmöglichkeit bereits bei Über-

nahmen durchgeführt, die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

(BaFin) prüft die Übernahmeangebote119. Die Einführung einer Stelle zur 

präventiven Überprüfung von wichtigen Maßnahmen der Aktiengesell-

schaften wäre denkbar und würde auch viel Schutz bieten. Dies würde 

aber einen kompletten Systemwandel mit sich bringen, da ein staatliches 

Kontrollsystem erst einmal aufgebaut werden müsste120. Einfacher wäre 

es, eine Lösung auf Basis des schon bestehenden Klagerechts zu finden, 

da keine Umstrukturierung des gesamten Systems erfolgen müsste. Ein 

Reformvorschlag auf Basis des bestehenden Rechts wird unter VIII. im 

Verlauf der Arbeit vorgestellt.  

Die Einführung einer staatlichen Kontrolle kann somit zwar als sinnvolle 

Idee gewertet werden, welche eine komplette Änderung und Eingrenzung 

der eingeräumten Aktionärsrechte bedeuten würde. Eine komplette Um-

strukturierung erfordert hohen politischen Willen, sodass es einfacher 

wäre, lediglich das bestehende System anzupassen.  

III.  „Umkehrung“ des Freigabeverfahrens  
Ein weiterer Reformvorschlag wäre die „Umkehrung“ des Freigabever-

fahrens: Die Eintragung des Hauptversammlungsbeschlusses würde nur 

                                                 
118 Vetter, AG 2008, S. 177, 182.  
119 Ebd.  
120 Vgl. hierzu Waclawik, DStR 2006, S. 2177, 2182.  
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verhindert werden, wenn der Kläger durch einen Antrag eine einstweilige 

prozessrechtliche Entscheidung erreicht121.  

Nur bei der Einlegung einer einstweiligen Verfügung würde die Eintra-

gung verhindert werden, ansonsten würde der Hauptversammlungsbe-

schluss automatisch eingetragen werden. Über die einstweilige Verfügung 

müsste das Gericht in kurzer Zeit entscheiden, sodass eine gewisse Zeit 

bis zur Registereintragung in Anspruch genommen würde122. Durch eine 

summarische Prüfung würde dann über die Eintragung entschieden wer-

den. Falls der Aktionär mit dieser Entscheidung nicht einverstanden ist, 

steht ihm noch der Weg einer fristgerechten Anfechtungsklage offen, die 

dann wie eine Fortsetzungsfeststellungsklage seine Rechte geltend 

macht123. Falls der einstweilige Rechtsschutz zu Unrecht nicht gewährt 

wird, wäre der Aktionär letztendlich wieder auf Schadensersatzansprüche 

verwiesen, welche nicht immer einen angemessenen Ausgleich herbeifüh-

ren können124. 

Die „Umkehrung“ des Freigabeverfahrens in Anlehnung an den einstwei-

ligen Rechtsschutz aus der ZPO würde die Rechte der Aktionäre nicht 

unverhältnismäßig beschneiden, sondern durch die Verfahrensbeschleu-

nigung in eine geordnete Bahn bringen125. Dennoch würde der einstweili-

ge Rechtsschutz wieder auf Abwägungen zwischen Aussetzungs- und 

Vollziehungsinteresse beruhen126, sodass weiterhin ein Unsicherheitsfak-

tor in der gerichtlichen Entscheidung erhalten bleibt. Für diesen Reform-

vorschlag müssten § 945 ZPO und § 246 a Abs. 4 AktG noch in Einklang 

gebracht werden, da die Gesellschaft normalerweise unabhängig Scha-

densersatz zu leisten hat127. Da die Rechtsprechung aber seit 2007 eine 

sittenwidrige Schädigung bei missbräuchlichem Aktionärsverhalten aner-

kannt hat128, würde die uneingeschränkte Schadensersatzpflicht der Ge-

sellschaft hierdurch wieder kompensiert werden. Trotzdem spricht eine 

hohe Wahrscheinlichkeit dafür, dass viele einstweilige Verfügungen tat-

                                                 
121 Grunewald, NZG 2009, S. 967, 967.  
122 Vgl. hierzu Niemeier, ZIP 2008, S. 1148, 1150.  
123 Ebd. 
124 Siehe oben unter C. II. 2. c. 
125 Vgl. hierzu Schmidt, AG 2009, S. 248, 257.  
126 Habersack/Stilz, ZGR 2010, S. 710, 724.  
127 Vgl. hierzu Schmidt, AG 2009, S. 248, 257. 
128 LG Frankfurt am Main, 02.10.07, 3-05 O 177/07, S. 9, in AG 2007, S. 824. 
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sächlich ergehen129, da eine gerichtliche Überprüfung abgewartet werden 

soll. Somit würde es letztendlich keine tatsächliche Beschleunigung des 

Verfahrens geben. 

 

IV.  Beschränkung des Klagerechts auf vermö-
genswerte Ausgleichansprüche für den Kläger  
Eine weitere Reformmöglichkeit wäre die Beschränkung des Klagerechts 

auf Ausgleichsansprüche im Wege des Schadensersatzes130.  

Hierfür müsste die Registersperre vollständig abgeschafft werden und der 

Registerrichter müsste den Beschluss eintragen, obwohl Klagen gegen 

den Beschluss vorliegen könnten. Aktionäre würden weiterhin die Mög-

lichkeit der Anfechtungsklage beibehalten, welche nur mit Schadenser-

satzansprüchen im Falle ihrer Begründetheit befriedigt werden würde131. 

Der Aktionär würde auf den Grundsatz „dulde und liquidiere“ verwiesen 

werden132, wie es im Spruchverfahren der Fall ist. Die Ordnungs- und 

Aufsichtsfunktion wäre den Aktionären genommen, vergleichbar mit der 

Beschränkung des Klagerechts auf den „individuell betroffenen“ Aktio-

när133. Ob eine solche Beschneidung der Aktionärsrechte wirklich sinn-

voll ist und mit dem aktienrechtlichen Grundgedanken der „Polizeifunkti-

on“ übereinstimmt, ist fraglich.  

Letztendlich wäre dies eine Entscheidung, die der Gesetzgeber in Abwä-

gung von politischen und rechtlichen Interessen zu treffen hätte. Ein 

Schutz für die Gesellschaften würde geschaffen werden, welcher aber 

durch andere Instrumentarien zum Schutz der redlichen Aktionäre ausge-

glichen werden müsste.  

V. Beseitigung von Klageanreizen durch Verän-
derungen des Kostenrechts 
Ein großer Anreiz für die Kläger sind die zu erzielenden Geldzahlungen, 

die beim Abschluss von Vergleichen ganz häufig über dem maximalen 

Streitwert der Anfechtungsklage von 500.000 € gem. § 247 Abs. 1 AktG 

liegen134. Dieser Mehrwert des Prozessvergleichs sollte begrenzt werden, 

                                                 
129 Vgl. hierzu Habersack/Stilz, ZGR 2010, S. 710, 724.  
130 Vgl. hierzu Baums/Drinhausen, ZIP 2008, S, 145, 150.  
131 Assmann, AG 2008, S. 208, 212. 
132 Vetter, AG 2008, S. 177, 183.  
133 Habersack/Stilz, ZGR 2010, S. 710, 726.  
134 Vetter, AG 2008, S. 177, 193.  
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entweder durch eine gerichtliche Festsetzung oder eine gesetzliche 

Höchstbetragsbeschränkung135. Da auch die Nebenintervention weiter 

eingedämmt werden soll, wäre strikt darauf zu achten, dass beim Ver-

gleich die Kosten beim Nebenintervenienten verbleiben, sofern dieser 

nicht ausdrücklich am Vergleich beteiligt worden ist136. Dieser Reform-

vorschlag stellt nur eine Verbesserung der Auswirkungen des Beschluss-

mängelrechts dar. Sinnvoller erscheint es von vorneherein die miss-

bräuchlichen Klagen zu verhindern, sodass andere Reformvorschläge 

vorzugswürdiger sind.  

VI.  Keine automatische Beseitigung des Haupter-
sammlungsbeschlusses 
Eine weitere Reformmöglichkeit besteht darin, die Folgen des Be-

schlussmängelrechts zu ändern. Die erfolgreiche Anfechtung müsste nicht 

immer die Nichtigkeit eines Beschlusses hervorrufen, eine angemessene 

Sanktion auf Grundlage einer richterlichen Entscheidung könnte ebenfalls 

ausreichend sein137. Die Nichtigkeit von Beschlüssen, die mit schwerwie-

genden Fehlern behaftet sind, sollte auf jeden Fall beibehalten werden, da 

hier die Unwirksamkeit von Anfang an gegenüber jedermann sinnvoll 

ist138. Der Arbeitskreis Beschlussmängelrecht befürwortet eine Nichtig-

keit wenn die Einberufung, der Ort, die Zeit oder die notarielle Nieder-

schrift der Hauptsammlung fehlerhaft war139. Des Weiteren kann eine 

Nichtigkeit angenommen werden, wenn Entscheidungen getroffen wur-

den, die unter Gläubigergesichtspunkten und den öffentlichen Interesse 

fehlerhaft waren oder gegen zwingendes Recht verstoßen140. Durch die 

Änderungen der Rechtsfolgen, nach denen die Nichtigkeit nur in den eben 

genannten Fällen vorliegen soll, könnten sicherlich mehr Beschlüsse der 

Hauptversammlung eingetragen werden, da sie nicht mehr so einschnei-

dende Folgen mit sich bringen. Die Idee, dass nicht mehr jeder Hauptver-

sammlungsbeschluss bei einer begründeten Klage beseitigt wird, kann als 

geeignete Reformmaßnahme bewertet werden. 

                                                 
135 Vgl. hierzu Vetter, AG 2008, S. 177, 194.  
136 Vgl. hierzu Vetter, AG 2008, S. 177, 194.  
137 Arbeitskreis Beschlussmängelrecht, AG 2008, S. 617, 617.; Grunewald, NZG 2009, 

S. 967, 968; ähnlich Goll/Schwörer, ZRP 2008, S. 245, 247.  
138 Vgl. hierzu Habersack/Stilz, ZGR 2010, S. 710, 717.  
139 Habersack/Stilz, ZGR 2010,S. 710, 727.; Arbeitskreis Beschlussmängelrecht, AG 

2008, S. 617, 617f.  
140 Ebd.  
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VII.  Änderung der Klagebefugnis 
Grundsätzlich ist jeder Aktionär zur Erhebung einer Anfechtungsklage 

gem. § 245 Nr. 1-3 AktG befugt. Würde man diese überaus weite Anfech-

tungsbefugnis beschränken, könnte nicht „jeder“ eine Klage erheben, das 

Missbrauchspotential würde dadurch automatisch verringert werden. 

Denkbar wäre diese Abkehr vom „one share one claim“ Prinzip durch 

Einführung eines noch höherem Quorums, sodass nur Großaktionäre zur 

Anfechtung befugt wären141. Diese Idee benötigt aber eine Veränderung 

des schon lange bestehenden rechtspolitischen Systems, welches die Kla-

gemöglichkeiten der Aktionäre als wichtiges Schutzinstrument ansieht142. 

Quorumsregelungen können hingegen durch verschiedene Möglichkeiten 

umgangen werden, sodass nicht eindeutig ein Schutzschirm geschaffen 

wird143. 

Auch die Klagebefugnis auf den individuell betroffenen Aktionär zu be-

schränken wird ebenfalls diskutiert, allerdings hilft diese wohl nur bei 

Informations- und Verfahrensverstößen144. Somit kann eine Einschrän-

kung der Klagebefugnis als Reformmöglichkeit nicht überzeugen. Der 

Großaktionär gehört nicht zur typischen Klägerschaft145, sodass das ge-

samte Klagerecht mit seiner Kontrollfunktion nur sehr geringe Wirkung 

zeigen würde. Ob eine solche Abkehr von diesem alten, aktienrechtlichen 

Prinzip wirklich geschehen soll, ist rechtspolitisch zu entscheiden.  

VIII.  Verbesserung des bisherigen Freigabeverfah-
rens 
Umfassende Reformmöglichkeiten werden dahingehend vorgeschlagen, 

dass die Neurungen an die bereits bestehende Basis des Beschlussmängel-

rechts angeknüpft werden. Die Normen, die durch das ARUG geschaffen 

wurden, sollen modifiziert werden, ohne eine komplette Neuorganisation 

des Beschlussmängelrechts durchzuführen.  

1. Konzept von Hirte 
Ein umfangreiches Konzept für eine Neuordnung hat Hirte in der Fest-

schrift für Mielicke vorgestellt. 

                                                 
141 Zustimmung zu dieser Idee vom 67. Deutschen Juristentages 2008 in Erfurt, Abstim-

mung 15, in AG 2008, S. 1896, 1896.  
142 Schmidt, AG 2009, S. 248, 255.  
143 Siehe oben unter C. II. 2. c.  
144 Schmidt, AG 2009, S. 248, 256.  
145 Vgl. hierzu Habersack/Stilz, ZGR 2010, S. 710, 725.  
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a) Trennung von Eintragung und Bestandskraft 
Es wird vorgeschlagen, strikt zwischen vorzeitiger Eintragung und dauer-

hafter Bestandskraft zu trennen146. Das bestehende Konzept des ARUGs 

führt voreilig unwiderlegbare Folgen herbei. Diese tiefgreifenden Ein-

schnitte müssen verändert werden. Wenn ein Beschluss freigegeben wur-

de, kann die nachträglich festgestellte Nichtigkeit aus dem Hauptsache-

verfahren wegen der Bestandskraft nicht mehr ins Handelsregister einge-

tragen werden147. Da es aber nicht die feste Bestandskraft ist, die vor den 

Missbräuchen schützt, sondern die schnelle Entscheidung des Gerichts, 

würde eine Neukonzeption, welche an die schnelle Entscheidung an-

knüpft, ebenso guten Schutz bieten. Durch die schnelle Eintragung des 

Hauptversammlungsbeschlusses wird den Aktionären ihr Druckmittel 

entzogen.148 Die dauerhafte Bestandskraft, wie beim bestehenden System, 

ist somit nicht zwingend als Schutzmittel notwendig. Die Trennung zwi-

schen der vorzeitigen Eintragung durch den „Eintragungsbeschluss“ und 

einer zweite Entscheidung über die Bestandskraft, den „Bestandskraftbe-

schluss“ 149, scheint somit sinnvoll. Hierdurch kann das Gericht leichter 

eine Eintragung zulassen, es hat eine geringe Verantwortung zu tragen, da 

nachträglich eine umfassende Überprüfung erfolgt150. 

Eine solche Beseitigung der Bestandskraft erscheint sinnvoll, der ersten 

Eintragung wird „ihre Schwere“ genommen. Der Rechtsschutz bleibt 

durch die zweite Überprüfung vollständig erhalten. 

b) Rechtsfolge des Freigabeverfahrens 
Darüber hinaus ist es wichtig, dass das Freigabeverfahren zu einer Eintra-

gung führt, die ex nunc rückgängig gemacht werden kann151. Die rück-

wirkende Nichtigkeitserklärung sollte aber für besonders schwere Rechts-

verletzungen erhalten bleiben152. Des Weiteren ist zu überlegen, wie mit 

Rechtshandlungen zu verfahren ist, die unmittelbar auf einem Freigabebe-

schluss beruhen. Nur durch die Möglichkeit der Rückabwicklung können 

                                                 
146 Vgl. hierzu Hirte in FS für Mielicke, S. 201 ff.  
147 Vgl. hierzu Sauerbruch, 8. Kap., A.  
148 Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 214.  
149 Ebd., S. 215.  
150 Vgl. hierzu Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 215. 
151 Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 216.; Arbeitskreis Beschlussmängelrecht, AG 2008, 

S. 617, 622.  
152 Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 216. 
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Schäden der Aktionäre sinnvoll ausgeglichen werden, zumindest für die 

Zukunft.  

Dieses Konzept der Rückabwicklung ist zu befürworten; das Freigabever-

fahren als Eilverfahren bringt schnelle, aber vorläufige Entscheidungen. 

Eine endgültige Überprüfung erfolgt erst durch das Hauptsacheverfahren, 

sodass diesem Verfahren auch die letztendlich entscheidende Wirkung 

zukommen muss.  

c) Freiwillige Regelung für nicht börsennotierte Gesell-
schaften 
Weiterhin erscheint es sinnvoll, das Freigabeverfahren für nicht börsenno-

tierte Gesellschaften auf freiwilliger Basis zu regeln. Da meistens nur bei 

börsennotierten Aktiengesellschaften oder großen Publikumsgesellschaf-

ten Probleme mit missbräuchlichen Aktionären auftreten, 153 wird auch 

nur hier das Freigabeverfahren benötigt, um den Missbrauch einzugren-

zen. Kleineren Gesellschaften muss dieses komplizierte System nicht auf-

gebürdet werden, wenn sie sich nicht eigenständig dafür entscheiden.  

Darüber hinaus wird vorgeschlagen, dass die Aktiengesellschaften die 

kompletten Bestimmungen des Freigabeverfahrens eigenständig in ihrer 

Satzung regeln können154. Diese Möglichkeit ist zu weitreichend, da das 

Aktienrecht gerade davon profitiert, mit viel zwingenden Rechtsnormen 

ausgestattet zu sein und damit die nötige Schutzwirkung für den großen 

Personenkreis bietet. Die kleineren, nicht börsennotierten Gesellschaften 

benötigen allerdings nicht den gesamten, übergeordneten Schutz, sodass 

es gerecht erscheint, sie nicht zu einem Freigabeverfahren zu zwingen.  

d) Trennung zwischen Freigabeverfahren und Hauptsa-
cheverfahren 
Die schnelle Eintragung nimmt den Minderheitsaktionären nicht ihre 

Rechtsschutzmöglichkeit, da sie nur bis zur kompletten Überprüfung im 

Hauptsacheverfahren Bestand hat155. Das hat den Vorteil, dass die Inte-

ressen der Gesellschaft in der Interessenentscheidung nicht immer über-

wiegen, da sie durch das nachträgliche Hauptsacheverfahren genügend 

Schutz genießen. Die Beibehaltung des Hauptsacheverfahrens ist als nütz-

lich zu erachten. Dennoch wäre eine Verbindung der gerichtlichen Ver-

                                                 
153 Vgl. hierzu Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 216.; Baums/Keinath/Gajek, ZIP 2007, 

S. 1629, 1638-1639.  
154 Grunewald, NZG 2009, S. 967, 969. 
155 Vgl. hierzu Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 218.  
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fahren zu überlegen, da durch die Zusammenlegung die Arbeit erleichtert 

werden könnte und automatisch eine Beschleunigung erfolgen würde. 

Zwei unabhängige Überprüfungsverfahren sind aber der Vorteil einer 

stricken Trennung, dessen Wirkung auch nicht unterschätzt werden sollte.  

e) Der Bestandskraftbeschluss 
Abschließend ist von Hirtes Überlegungen die Möglichkeit des Bestands-

kraftbeschlusses zu erwähnen, da die Gesellschaft Interesse daran haben 

kann, die Wirkungen des eingetragenen Beschlusses zu sichern156. Hier-

bei müssen die unterschiedlichen Interessen der Hauptversammlung und 

der Aktionärsminderheit berücksichtigt werden. Es erscheint sinnvoll, die 

Interessen aller Aktionäre zu berücksichtigen und nicht nur die der kla-

genden Aktionäre. Das Interesse an der dauerhaften Bestandskraft kann 

sinnvoll sein für die Gesellschaft, wenn die Rückgängigmachung des Be-

schlusses besonders kompliziert wäre157.  

Auch die Einführung eines solchen Beschlusses erscheint sinnvoll. Wich-

tig ist aber hierbei, dass die Aktionärsinteressen genügend geschützt wer-

den.  

2. Eigene Überlegungen auf Basis des bestehenden 
Systems 
Weitere Überlegungen auf Grundlage des ARUGs könnten ebenfalls Ver-

besserungen im Beschlussmängelrecht herbeiführen. 

Kleinstfehler bei der Durchführung der Hauptversammlung sollten nicht 

zur Nichtigkeit des Beschlusses führen158. Für kleinere Verfahrensfehler, 

die sich nicht auf den Beschluss auswirken, scheinen andere Rechtsfolgen 

sinnvoller als die Nichtigkeit des Beschlusses. Entweder könnten die 

Kleinstfehler gleich aus den Anfechtungsgründen herausgenommen wer-

den oder auf Rechtsfolgenseite müssten hier andere Folgen vorgesehen 

werden, als bei schwerwiegenden Fehlern.  

Weiterhin könnte der Instanzenweg noch weiter verbessert werden, in 

dem man übergeordnete zuständige Oberlandesgerichte wählt. Beispiel-

weise könnte es nur zwei zuständige Gerichte für die Bezirke Nord und 

Süd geben, um eine einheitliche Rechtsprechung zu schaffen. Die Interes-

senabwägungsklausel beruht nämlich auf Erwägungen des Gerichts, wel-

                                                 
156 Vgl. hierzu Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 218. 
157 Ebd., S. 219.  
158 Ähnlich Arbeitskreis Beschlussmängelrecht, AG 2008, S. 617, 617.  



 29 

che durch einheitliche Instanzen immer die gleichen Ausgangsvorausset-

zungen aufweisen würden.  

Um die Abwägungsmöglichkeiten noch genauer zu konkretisieren, wäre 

es möglich, eine Tatbestandsliste zu schaffen, die allerdings durch einen 

offenen Punkt weiterhin Spielräume für neue Konstellationen geben soll-

te. Wichtig wäre es für den Fall, dass der Gesetzgeber an der Bestands-

kraft festhält, die Schadensersatzpflicht den „verursachenden Personen“ 

aufzuerlegen und nicht der Gesellschaft als solche. An Zahlungen der 

Gesellschaft wären die Aktionäre mittelbar beteiligt, sodass sie letztend-

lich selbst ihren Schadensersatz zahlen würden. Außerdem sollte der Er-

satzanspruch allen betroffenen Aktionären und nicht nur den Klägern zu-

kommen, da sie die gleiche Rechtsverletzung erleiden.  

3. Zusammenfassende Bewertung der Reformkon-
zepte 
Eine Änderung des Beschlussmängelrechts auf Basis des bestehenden 

Rechts erscheint sinnvoll, da fast alle geschaffenen Regelungen nach ei-

ner Modifikation zu guten Ergebnissen führen können. Die Reform würde 

viele kleine Änderungspunkte beinhalten, die alle zusammen vielleicht 

den Missbrauch eingrenzen könnten. Wichtig ist dabei, dass vor allem die 

feste Bestandskraft des Freigabeverfahrens geändert wird. Und auch die 

Rechtsfolgen sollten vielfältiger werden, die Nichtigkeit ist eine schwer-

wiegende Rechtsfolge, welche nicht für alle Mängel die richtige Lösung 

ist. Wenn man diese grundlegenden Problematiken ändert, könnte auf der 

Basis des bestehenden Beschlussmängelrechts ein sinnvolles System ent-

stehen.  

IX.  Komplette Neuordnung des Beschlussmängel-
rechts 
Eine Neuordnung des Beschlussmängelrechts wird vom Arbeitskreis Be-

schlussmängelrecht sowie Habersack und Stilz befürwortet. Das heutige 

Beschlussmängelrecht lässt die wirtschaftlichen Interessen der Gesell-

schaft überwiegen und führt zu Ergebnissen, bei denen die Aktionärsinte-

ressen nicht angemessen berücksichtigt werden159. Im Wesentlichen be-

handelt der Reformansatz des Arbeitskreises Beschlussmängelrecht fünf 

Eckpunkte. Als Erstes soll die Kategorie der Nichtigkeit auf gravierende 

                                                 
159 Arbeitskreis Beschlussmängelrecht, AG 2008, S. 617, 619.  
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Mängel beschränkt werden160. Als zweiter Schritt soll auch die Anfecht-

barkeit auf besonders schwere Beschlussmängel beschränkt werden161. 

Wichtig hierbei ist zu erwähnen, dass die Kassation nur bei Kausalität des 

Fehlers erfolgen soll162. Als dritter Punkt wird angeführt, dass sonstige 

Beschlussmängel auf andere Weise sanktioniert werden sollen163. Durch 

diese Modifikation des materiellen Rechts sollen die Klagemöglichkeiten 

von vorneherein begrenzt werden. Damit soll der große “Missbrauchska-

talog“ der Berufsklägerschaft verkleinert werden. 

Vierter Eckpunkt ist die Verfahrensbeschleunigung, die durch die Zustän-

digkeit der Oberlandesgerichte und durch die Entscheidung der Hauptsa-

che innerhalb von 3 Monaten durchgeführt werden soll164. Diese Be-

schleunigung soll den missbräuchlichen Aktionären die Möglichkeiten für 

die „Lästigkeitszahlungen“ nehmen.  

Der letzte Eckpunkt besteht aus dem Ersatz des Freigabeverfahrens durch 

eine Zwischenentscheidung des Prozessgerichts über die Eintragung nach 

drei Monaten, falls bis zu diesem Zeitpunkt noch keine rechtskräftige 

Entscheidung ergehen kann165. Zwar ist diese Funktion ähnlich der des 

Freigabeverfahrens, allerdings gibt es nur noch ein Hauptsacheverfahren 

anstatt zwei getrennte Verfahren166. Die Abwicklung innerhalb eines Ver-

fahrens kann als Beschleunigung und Arbeitsersparnis beim Gericht ge-

wertet werden.  

Auch die Vorschläge des Arbeitskreises Beschlussmängelrecht können 

den missbräuchlichen Aktionären scheinbar mehr Widerstand bieten als 

das bestehende System. Letztendlich ähneln sie aber auch den Überle-

gungen zu den Modifikationen auf Basis des bestehenden Systems. Wich-

tig ist, dass zu weitgehende Folgen des ARUGs eingedämmt werden. 

Durch den Arbeitskreis Beschlussmängelrecht wird das Bestandskraft-

problem durch die Entscheidung innerhalb der drei Monatsfrist gelöst. 

Wird diese Frist nicht einhalten, ergeht eine vorläufige Entscheidung, die 

                                                 
160 Arbeitskreis Beschlussmängelrecht, AG 2008, S. 617, 619.; Habersack/Stilz, ZGR 
2010, S. 710, 727.  
161 Arbeitskreis Beschlussmängelrecht, AG 2008, S. 617, 619. 
162 Habersack/Stilz, ZGR 2010, S. 710, 728.  
163 Arbeitskreis Beschlussmängelrecht, AG 2008, S. 617, 619.  
164 Arbeitskreis Beschlussmängelrecht, AG 2008, S. 617, 619. 
165 Ebd.  
166 Vgl. hierzu Habersack/Stilz, ZGR 2010, S. 710, 730.  
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den Ideen Hirtes zum Freigabeverfahren ähnelt. Die Rechte der Aktionäre 

werden wieder mehr berücksichtigt.  

E. Abschließende Stellungnahme und Ausblick  
Die vorgestellten Reformvorschläge sind vielfältig und besitzen unter-

schiedliche Intensität. Generell kann nur gesagt werden, dass der Miss-

brauch durch das ARUG wohl nicht entscheidend genug bekämpft wor-

den ist. Den Aktionären wurde ihre „Polizeifunktion“ genommen und 

auch mit der Bestandskraft wurden die Aktionärsrechte schwerwiegend 

beschnitten167. Es ist offensichtlich, dass die feste Bestandskraftregelung 

nicht in allen Fällen benötigt wird und zum Schutz der Aktionäre be-

schränkt werden sollte168. 

Problematisch an der Konzeption des ARUGs ist, dass die Rechtmäßig-

keit des Beschlusses nicht über seinen Bestand entscheidet169, weil durch 

die Interessenabwägungsformel im Freigabeverfahren häufig die Interes-

sen der Gesellschaft automatisch überwiegen werden. Das nachgelagerte 

Hauptsacheverfahren kann die Bestandskraft nicht mehr beeinflussen, 

folglich besteht die Möglichkeit der Eintragung von rechtswidrigen Be-

schlüssen. Dieses Problem muss in der nächsten Reform unbedingt gelöst 

werden.  

Die Instanzenverkürzung bringt zwar eine Beschleunigung des Verfah-

rens, allerdings wird durch das umgehbare Bagatellquorum der Minder-

heitenschutz unverhältnismäßig und uneffektiv beschnitten170. Die Ein-

führung eines Bagatellquorums wäre grundsätzlich nicht zu beanstanden, 

so lange es ausreichend Schutz für die „kleinen“ Aktionäre gibt, beispiel-

weise durch geeignete Schadensersatzansprüche171. Diese Aktionärsrechte 

müssten durch eine weitere Reform wieder ausreichend Schutz erfahren.  

 

Abschließend kann gesagt werden, dass die Neuerungen des ARUGs er-

hebliche Auswirkungen auf die Aktionärsrechte mit sich bringen, den 

Missbrauch aber nicht entscheidend bekämpfen. Eine Reform ist daher 

unumgänglich.  

                                                 
167 Vgl. hierzu Habersack/Stilz, ZGR 2010, S. 710, 732.  
168 Vgl. hierzu Zöllner in FS für Westermann, 1631, 1647.  
169 Vgl. hierzu Habersack, AG 2009, S. 1, 12.  
170 Niemeier, ZIP 2008, S. 1148, 1150.  
171 Hirte in FS für Mielicke, S. 201, 221.  
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Zum Abschluss dieser Arbeit werden thesenartig die reformbedürftigen 

Punkte zusammengefasst. Ob diese Reformpunkte durch eine komplette 

Neuordnung des Beschlussmängelrechts oder durch eine Korrektur auf 

Basis des bestehenden Systems verwirklicht werden sollten, ist rechtspoli-

tisch zu entscheiden. Wichtig ist nur, dass diese Punkte reformiert wer-

den: 

 

1. Änderung der Bestandskraftregelung: endgültige Bestandskraft erst 

durch endgültige und umfassende gerichtliche Entscheidung, nicht auf 

Grundlage einer summarischen Prüfung im Eilverfahren.  

2. Die Folgen der Freigabeentscheidung dürfen nicht mehr unwiderlegbar 

sein: dies kann entweder durch eine Beschränkung der Nichtigkeitsfolgen 

auf besonders schwere Beschlussmängel oder durch die Trennung zwi-

schen Eintragung und Bestandkraft erreicht werden.  

3. Die Entscheidung über den Hauptversammlungsbeschluss ist innerhalb 

kürzester Zeit zu erreichen, da dann das wirtschaftliche Interesse der Ge-

sellschaft gut geschützt wird. Außerdem gibt es durch die Beschleunigung 

keine Anreize mehr für Zahlungen an Aktionäre.  

 

Weitere Punkte, die ergänzend oder bei Nichteinhaltung der eben vorge-

schlagen Reformpunkte beachtet werden sollten: 

4. Wenn das alte System beibehalten wird, sollte das Freigabeverfahren 

nur für börsennotierte Gesellschaften zwingend sein.  

5. Strafrechtliche und schadensersatzmäßige Sanktionen können zusätz-

lich vor Missbräuchen schützen. 

6. Veränderungen des Kostenrechts können die Klageanreize minimieren.  

7. Würden die Aktionärsrechte durch eine Reform nicht gestärkt werden, 

so sind andere Schutzmechanismen für die Aktionäre zu schaffen, bei-

spielsweise eine staatliche Kontrolle. 

 

Letztendlich bleibt die Entscheidung des Gesetzgebers abzuwarten, die 

Reformüberlegungen VIII. und IX. zeigen aber ausgereifte Konzepte, an 

denen der Gesetzgeber sich orientieren sollte.  

 


